
 

 
  U-Bahn U 6:  Oranienburger Tor 
  S-Bahn S1, S2, S3, S7: Friedrichstraße 
  Straßenbahn M 1 

__ 

__ 

 

 

  
 
Gemeinsamer Bundesausschuss 
Wegelystraße 8 
10623 Berlin 

 

 

 

 

vorab per Fax: 030 – 275838105 

 
 

 

 

 
Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses gem. § 91 SGB V vom 19. Oktober 2017 
hier: Änderung der Richtlinie zur einrichtungs- und sektorenübergreifenden  

Qualitätssicherung:  
Anpassung an eine Änderung in § 299 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der von Ihnen gemäß § 94 SGB V vorgelegte o. a. Beschluss vom 19. Oktober 2017 über eine 

Änderung der Richtlinie zur einrichtungs- und sektorenübergreifenden Qualitätssicherung 

(Qesü-RL) wird nicht beanstandet. 

 

Im Hinblick auf die erneuten zeitlichen Verzögerungen bei den Verfahren nach der Qesü-RL  

(vgl. die Übergangsvorschrift des § 8 der Anlage 1 zu Teil 1 und die zeitlichen Verschiebungen je-

weils in § 18 der Verfahren 1 und 2 nach Teil 2) wird der G-BA jedoch gebeten, dem Bundesmi-

nisterium für Gesundheit bis zum 31. Juli 2018 über den aktuellen Umsetzungsstand insbeson-

dere in Bezug auf die Einrichtung der Landesarbeitsgemeinschaften und Durchführung von Auf-

gaben durch die Datenannahmestellen zu berichten. Bitte teilen Sie dabei auch mit, ob mit einer 

Umsetzung der jeweiligen Regelung nach § 18 in Teil 2 Verfahren 1 und 2 der Richtlinie ab dem 

Erfassungsjahr 2019 gerechnet werden kann. 
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Im Übrigen wird auf Folgendes hingewiesen: 
 

Der Änderungsbefehl zu I. 1. (Teil 1 § 11 Absatz 1 Satz 2 Qesü-RL) wurde nach vorliegender 

Einschätzung mit einer Änderung der Qesü-RL im Beschluss vom 16. Februar 2017 (vgl. Ziffer I. 

5., Bekanntmachung im Bundesanzeiger vom 14. Juni 2017) bereits umgesetzt und dürfte 

insoweit ins Leere laufen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

 

Dr. Josephine Tautz 

 

 


